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totalitärer Herrschaftssysteme mittlerweile
durch die Geschichte bestätigt wurden,
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zentration wirtschaftlicher und politischer
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1 Leitlinien für eine sozial- und
naturverträgliche Haushaltspolitik
für Grundflächen und Rohstoff-
quellen (Landmanagement)

Ressourcenhaushaltspolitik soll in diesem Auf-
satz verstanden werden als „zukunftsfähiges
Management“ von Land. Land kann man wieder-
um unterteilen in die Naturgüter „Grundflächen“
und „Rohstoffquellen“. Für beide hat sich in der
Alltagssprache der Terminus technicus „Grund
und Boden“ eingebürgert (siehe unten Punkt 3).
Grundflächen wie Rohstoffquellen der Erde lei-

den primär darunter, dass sich keine Institution
dafür zuständig erklärt, ein effizientes Schonge-
bot oder ein Nutzungsgebot zum Allgemeinwohl
zu erlassen. Ein nationales Grundflächen-Schon-
gebot lautet: Von der Siedlungs- und Verkehrs-
flächenexpansion zur Innenentwicklung und Be-
standsförderung städtischer und dörflicher Räu-
me. Gemeint ist damit eine sozial- und naturver-
trägliche Flächenressourcenbewirtschaftung durch
rezyklierende Inwertsetzung (Wieder- bzw. Um-
nutzung von Brachflächen und Baulücken, v.a. in
Ostdeutschland) [1].
Global ist zu fordern: Land sollte Eigentum ei-

nes jeden demokratischen Staates sein, ohne
gleichzeitig Begehrlichkeiten der politisch Ver-
antwortlichen durch die innerstaatliche Verwal-
tung dieser Ressourcen zu wecken. Das Land und
seine Administration müssten gewissermaßen
„frei“ sein (Freiland). Ein weiteres Postulat ist,
dass zukünftig das Land von den dafür zustän-
digen Körperschaften – gewissermaßen als Aus-
druck von Good Governance – an die Mitglie-
der des jeweiligen Staatsgebildes ausschließlich
gegen Zahlung von Gebühren zur befristeten
oder unbefristeten Nutzung verpachtet wird [2].

Vor dem Hintergrund eines zeitgemäßen Res-
sourcenmanagements stellt sich die Auseinan-
dersetzung um die Flächenverfügungsrechte (z.
B. Property Rights) daher gewiss neu [3]. Eine
zeitgemäße Ressourcenhaushaltspolitik hat sich
deshalb der Vielfalt dieser Property Rights an-
zunehmen, die Möglichkeiten für eine effektive
Raumnutzung aufzuzeigen und einen Beitrag zur
Fortentwicklung der Privateigentumsrechte an
Grund und Boden zu leisten (Property in Pro-
gress). Anders gewendet: Welche „Verdünnungs-
möglichkeiten“ [4] gibt es für hoheitliche Pla-
nungsträger in Bezug auf Verfügungs- und Nut-
zungsrechte an Grund und Boden? Wie könnte
eine nachhaltig zukunftsfähige und menschen-
würdige Verfassung für das Landmanagement
konzipiert sein? Welchen Beitrag sollte die
Freiwirtschaftslehre hierzu leisten?

2 Kontroversen um die Nutzung von
Räumen und Rohstoffen – aktuelle
Beispiele

Die Partizipation an der Landnutzung – mit-
hin an der Inwertsetzung von Grundflächen und
Rohstoffquellen – wird zu einem ernsten gesell-
schaftlichen Problem. Dies beinhaltet Vertei-
lungsgerechtigkeiten, Zugangschancen und die
Frage der Versorgungssicherheit. Aktuelle Bei-
spiele belegen dies eindrucksvoll:
� Ressourcenpolitisch interessant ist die Situa-
tion in Angola, das seit drei Jahren befriedet ist
und kürzlich ein neues Landgesetz verabschie-
dete: Ziel dieses Gesetzes ist es zu verhindern,
dass sich einflussreiche Angolaner – wie in den
letzten Jahren geschehen – den wertvollsten
Grund und Boden aneignen. Außerdem möchte
die Regierung das „ländliche Eigentumschaos“
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ordnen. Das Land soll deshalb im Eigentum des
Staates bleiben, der zukünftig ausschließlich be-
fristete und unbefristete Bodennutzungsrechte
verleiht [5].
� In Hongkong befinden sich sämtliche Grund-
flächen im Eigentum des Staates. Die Grund-
stücke werden zur Nutzung versteigert (Erbbau-
recht). Die Auktionspläne erstellt die Regierung.
Sie versucht derzeit, diese Auktionspläne zu be-
schränken. Dies zeitigt eine Verknappung des
Bodens, zieht einen kräftigen Preisauftrieb nach
sich und dürfte den Immobiliengesellschaften
lukrative Perspektiven verschaffen [6].
� Der neu gewählte Präsident Evo Morales strebt
für Bolivien die Verfügungsgewalt des Staates
vor allem über die Erdöl-, Erdgas- und Zinnlager-
stätten an. Die Bergbauunternehmen selbst sol-
len hingegen im Privateigentum bleiben. Immer-
hin rangiert Bolivien innerhalb Südamerikas mit
680 G.m3 Reservemenge Erdgas hinter Argen-
tinien an zweiter Stelle [7]. Durch ein neues Berg-
baugesetz soll der bolivianische Staat zukünftig
die Verträge mit den Rohstoff-Abnehmerländern
schließen, was bislang die (mehrheitlich ameri-
kanischen) privaten Unternehmen taten. Ziel ist
eine höhere Vereinnahmung der Fördererträge
durch den Staat [8]. Ähnliche neue Rohstoff-
Gesetzesvorhaben dürften in Peru und Ecuador
zu erwarten sein.
� In Venezuela befindet sich die Erdölfirma
Petróleos de Venezuela (PdVSA) bereits im Ei-
gentum des Staates: Erklärtes Ziel der Regierung
ist die Verwendung der Erdöleinnahmen (Royal-
ties, Steuern sowie Dividenden der PdVSA) zur
Armutsbekämpfung und Gesundheitsversorgung.
Die Verteilung der Gewinne aus dem Erdöl an das
Volk sei „die revolutionäre Dimension der neuen
Politik“, betont Präsident Hugo Chávez [9].
Von einer Bewirtschaftung der Rohstoffquellen

i. S. d. „Common Heritage of Mankind“ – also des
gemeinsamen Erbes der Menschheit – ist man
durch derartige „schleichende Verstaatlichungen
im Erdölsektor“ [10] allerdings noch weit entfernt.
Denn die Tatsache, dass zukünftig verstärkt
staatlich kontrollierte Unternehmen sämtliche
Modalitäten der Nutzung von Rohstoffquellen
bestimmen, bedeutet keineswegs per se eine zu-
kunftsfähige Ressourcen-Förderung bzw. – Ver-

sorgung [11]. Die gegenwärtige (Januar 2006) Aus-
einandersetzung zwischen Russland und der
Ukraine um Erdgaslieferungen illustriert dies.

3 Grund und Boden als „res extra
commercium“

Das römische Recht verstand unter dem
Sammelbegriff der „res extra commercium“ dem
Rechtsverkehr entzogene Sachen. Hiervon schie-
den die Römer erstens die „res divini iuris“, die
den Göttern geweihten Sachen wie Kultgegen-
stände und Tempel. Zweitens die „res publicae“,
also die im Gemeingebrauch stehenden Sachen
wie öffentliche Plätze, Straßen, Flüsse, Seen und
Wasserleitungen. Drittens die „res communes
omnium“, die allen gemeinsam gehörenden
Sachen wie die Luft, fließendes Wasser in Flüs-
sen oder das Meer einschließlich Strand [12].
Der Terminus „res extra commercium“ sollte in-

des weniger verstanden werden als sachenrecht-
lich-bürgerliche Sondereinteilung, gleichsam als
Verkehrslimitierung bzw. Verkehrsentziehung, wie
die Römer dies taten. Wichtig wäre er vielmehr
als Prüfungsmaßstab für eine im Sinne des Res-
sourcenschutzes vorzunehmende Bewirtschaf-
tung von Grundflächen (z. B. Grundstücke) und
Rohstoffquellen (z.B. Energierohstoffe, aber auch
Fluss- und Grundwasser). Eine mögliche gesetz-
liche Beschränkung des Verkehrs (= Handels) mit
Grundstücken darf sich keinesfalls nur auf die
„res publicae“ beziehen, also auf die dem Ge-
meingebrauch gewidmeten Sachen [13]. Gleiches gilt
für Liegenschaften, die zum Verwaltungsver-
mögen zählen und insoweit dem Verkehr entzo-
gen sind, als es ihre Zweckbestimmung erfordert
[14]. „Grund und Boden“ wird hingegen überwie-
gend in Anlehnung an die bauliche Funktion von
Flächen mit dem Terminus technicus Grundstück
gleichgesetzt [15]. Grund und Boden in seiner Ge-
samtheit ist es im Übrigen auch, der heute dafür
spricht, dass auch grundstücksgleiche Rechte
(wie Erbbaurechte und das Bergwerkseigentum
[16]) mit unter diesen Begriff fallen.
Grimmel weist im Übrigen auf die definito-

rischen Schwierigkeiten hin, welche der Termi-
nus „Boden“ mit sich bringt: Damit Menschen
aus den natürlichen Rohstoffen Güter herstellen

Fabian Thiel: ”Property in Progress“
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könnten, benötigten sie Grundflächen. Jene wür-
den in der traditionellen Ökonomie als „Stand-
ortboden“ bezeichnet, dem man die Termini
„Anbauboden“ (für Landwirtschaft) und „Abbau-
boden“ (für Bergbau) hinzufüge, so Grimmel. Ein
solcherart verstandener Bodenbegriff erscheint
denn auch zumindest als fragwürdig, weil der
Boden nach pedologischem (bodenkundlichem)
Verständnis nur die oberste, belebte Verwitte-
rungszone der Erdkruste bildet [17].
Hieraus wird einmal mehr die Vielschichtig-

keit und Interdisziplinarität des Wortes Grund
und Boden deutlich. Die Vielfalt der Definitionen
entspricht dabei spiegelbildlich den unterschied-
lichen Property Rights, die ebenso mannigfache
Ausprägungen aufweisen können. Demgemäß
gibt es je nach Standpunkt „gutes“ oder „schlech-
tes“ Eigentum an Grundflächen und Rohstoff-
quellen der Erde.

4 Die ressourcenhaushaltspolitische
Zeit drängt: Überwindung der insti-
tutionellen Schwäche des Staates
bei der Raumnutzungsplanung

Ressourcenhaushaltspolitik hat primär damit
zu tun, in welchem Zustand die Menschheit das
Geosystem Erde an die jeweilige Nachkommen-
schaft zu übergeben gedenkt. Diese Frage sollte
in erster Linie auf der Ebene des höherrangigen
Rechts, d. h. der Verfassung, (mit) beantwortet
werden. Zugleich ist hiermit der Bereich der ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben für die Planung
tangiert bzw. der Themenkomplex „Planung und
Grundrechte“. Die Schweiz beispielsweise disku-
tierte in den frühen 1970er Jahren über eine
Änderung ihrer Bundesverfassung (BV). Nament-
lich die Nutzung des Grund und Bodens suchte
man durch eine „Totalrevision“ einschließlich
Ergänzung um einen Verfassungsartikel zur
Eigentumspolitik partiell neu zu regeln [18].
Mit seiner Eigentumspolitik sollte der schwei-

zerische Staat eine sparsame Nutzung des Bo-
dens, eine geordnete Besiedlung des Landes und
„harmonische“ Landschafts- und Siedlungsbilder
fördern. Auch sollte er eine übermäßige Konzen-
tration von Vermögen und Grundeigentum ver-
hüten und für eine gerechte Umverteilung des

Bodenwertzuwachses sorgen. Aber dasjenige
Eigentum, das gemeinnützigen Zielen diene, so-
wie das Eigentum, welches vom Eigentümer
selbst genutzt werde, sei zu schützen und zu
fördern [19].
Letztlich ist dieser Vorschlag einer schweize-

rischen Verfassungskommission, der vielen Poli-
tikern nicht bloß ein Dorn, sondern ein Balken
im Auge gewesen sei [20], nicht gesetzgeberische
Realität geworden. Damit soll freilich nicht ge-
sagt werden, dass solcherlei Versuche zukünftig
per se keinerlei Realisierungschance mehr haben,
die die Eigentumsverfassung und Eigentumspo-
litik an drängenden, sich gewandelten zeitge-
mäßen Ressourcenbewirtschaftungsgrundsätzen
anpassen möchten. Die schweizerische „Übung
Totalrevision“ ist denn auch trotz allseitiger
Kritik keineswegs beendet. Viel wird nämlich
davon abhängen, in welchem Umfang sich die
Menschen mit einer neuen Sicht von Boden und
Eigentum (z. B. Gemeineigentum) überhaupt an-
freunden können [21].
Man erkennt an diesen Vorgängen in der

Schweiz unschwer, dass im Problembereich der
Steuerung der Ressourcennutzung der Staat als
Strategiepartner zentral beteiligt ist. Vor allem
aber sollte insbesondere der an reinen Marktge-
setzen orientierte Verwertungsprozess von Grund
und Boden zur Disposition stehen [22]. Im Vor-
dergrund jedweder Bemühungen hat demgemäß
die Überwindung der institutionellen Schwäche
des Staates zu rangieren [23].
Zusammengefasst lassen sich die wichtigsten

bodenpolitischen Interventionen (bodenpoliti-
sches Zielsystem) in einem Zweck-Mittel-Schema
[24] darstellen:
� Zuallererst: Überwindung der institutionellen
Schwäche des Staates für die Durchsetzung einer
Politik der Grundflächen- und Rohstoffschonung.
� Steuerung der Grundflächen- und Rohstoff-
quellennutzung durch Gemeineigentum und Ge-
meinwirtschaft.
� Generierung einer strategischen Grundstücks-
reserve der öffentlichen Planungsträger (Grund-
flächenportfolio) zur Lenkung der Bestands- und
Innenentwicklung (Zweck: Die optimale Reallo-
kation der Siedlungskörper).
� Initiierung alternativer gemeinwirtschaftlicher

Fabian Thiel: ”Property in Progress“
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Flächenaneignungskonzepte (Zweck: Förderung
von Bodenfonds, Stiftungen, Baugemeinschaften
und -Genossenschaften).
� Einräumung von kirchlichen und gemeindlichen
Erbbaurechten insbesondere für brach liegende
Grundflächen innerhalb bestehender Gebiete, um
die Innenentwicklung zugleich sozialverträglich
voranzubringen [25].
� Weitere zentrale bodenpolitische Strategien
sind [26]: Steuerung der Grundflächennutzung
durch Einwirkung auf die privaten Nutzungsent-
scheidungen [27], auf die Marktwertermittlung so-
wie auf die Bodenverteilung (Eigentümerstruk-
tur [28], Vorkaufsrecht, schließlich Enteignung als
ultima ratio [29]).

5 Artikel 15 des Grundgesetzes (GG)
als bodenrechtliches Instrument für
eine sozial- und naturverträgliche
Ressourcenhaushaltspolitik

„Wenige wissen es, viele wollen es nicht
wahrhaben und fast keiner glaubt an die Ver-
wirklichung“ [30]: Gemäß Artikel 15 des deutschen
Grundgesetzes (GG) ist dennoch die Überführung
von Grund und Boden, Naturschätzen (= sämt-
liche Rohstoffe und Naturkräfte wie insbesondere
die Wasserenergie [31]) und Produktionsmitteln
zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung
regelt, in Gemeineigentum oder in andere For-
men der Gemeinwirtschaft gestattet.
Art. 15 GG nimmt eine außerordentlich wich-

tige Stellung in der eigentumsverfassungsrecht-
lichen Flankierung einer Grundflächenhaushalts-
politik ein. Erstaunlicherweise jedoch behandelt
die juristische herrschende Meinung diese Norm
des Grundgesetzes im Kontext einer lokalen bzw.
regionalen Ressourcenbewirtschaftung durchweg
stiefmütterlich. Diese Mehrheitsmeinung vermu-
tet in Art.15 GG eine „Terra incognita“. Überdies
sei die Norm durch die mit Art. 14 Abs. 3 Satz 3
und 4 GG sowie Art. 15 Satz 2 GG verknüpfte
Entschädigungsregelung verbunden mit nicht
zu finanzierbaren Zahlungen an die bisherigen
Eigentümer [32]. Diese Verfassungsinterpretation
sollte sich zweifelsohne ändern. Jeder Verfas-
sungsinterpret sollte stattdessen stets eine

menschenfreundliche und freiheitliche Auslegung
einer Grundgesetznorm bevorzugen.
Verfassungsrechtlich ist entscheidend – was

bisweilen gerne übersehen wird –, dass die der-
zeit praktizierte Bodenordnung als Teil der Wirt-
schaftsordnung[33] keineswegs streng auf das Pri-
vateigentum ausgerichtet ist. Gleichwohl han-
delt es sich bei Art.15 GG nicht um ein Grund-
recht [34], sondern (nur) um eine Ermächtigung
zur Sozialisierung [35]. Es steht dem (Boden-
rechts-)Gesetzgeber also frei, diese Ermächti-
gung gleichsam als Rechts-„Option“ auszuüben
oder nicht.
Art. 15 GG stellt die effektivste Vorschrift für

eine natur- und sozialverträgliche Ressourcen-
haushaltspolitik dar, welche das geltende deut-
sche Recht derzeit kennt. Art. 15 GG könnte mit-
hin das gesamte System des örtlichen (Bauge-
setzbuch) und überörtlichen Raumplanungs-
rechts (Raumordnungsgesetz, Regional- und Lan-
desplanung) neu und effizienter organisieren.
Mehr noch: Zugleich könnte das Bewusstsein für
eine nachhaltige Nutzung von Grund und Boden
qua Verfassung gebildet werden. Möglich wäre
damit z. B. ein verbesserter Bodenschutz in der
Landschafts- und Agrarflächenplanung.
Das Kardinalproblem einer Ressourcenhaus-

haltspolitik dürfte in Folgendem liegen: Wie ist
es zu bewerkstelligen, in einer Gesellschaft,
deren wesentlicher Antrieb privates Gewinnstre-
ben ist, die Raumnutzungsplanung nach Leit-
linien zu organisieren, die jener Gewinnmotiva-
tion entgegengesetzt sind? Die Lösung dieser
Aufgabe wird angesichts tief greifender städte-
baulicher Veränderungen der Gegenwart zuneh-
mend dringlicher. Es gilt derzeit v. a. in Ost-
deutschland, die flächenhaushaltspolitische Son-
dersituation Stadtumbau zu bewältigen, die sich
im Schrumpftum, Leerstand, städtebaulichen Ver-
fall und in defizitärer Flächenum- bzw. Zwischen-
nutzung manifestiert.
Selbstverständlich geht es sowohl um die Be-

kämpfung der Bodenspekulation, als auch um das
Bemühen für eine breite(re) Eigentumsstreuung.
Das Eigentumsrecht ist so auszugestalten, dass
es den eigentums- und bodenpolitischen Ziel-
setzungen keinen Widerstand (mehr) leistet. Ge-
mäß dem Fortschrittsbericht der Bundesregie-

Fabian Thiel: ”Property in Progress“
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rung aus dem Jahr 2004 zur Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie sind bodenbezogene Ziel-
setzungen z. B. die Verminderung der Flächen-
inanspruchnahme (30-ha-Ziel) und damit ver-
knüpft die Verstärkung von Bestandsförderung
und Innenentwicklung.
Die gerade erst initiierte Diskussion um die

Etablierung einer stadtregionalen Flächenkreis-
laufwirtschaft für den Erhalt von Freiräumen
muss vor allem hinsichtlich der Bodeneigentums-
politik perspektivisch ganz erheblich an Dynamik
gewinnen. Nach Schweizer Vorbild böte sich
hierzulande eine breit angelegte Auseinander-
setzung um bodenrechtliche und -politische
Steuerungsinstrumente an. Denn die Anpassung
an gewandelte Verhältnisse und Erfordernisse
zwecks Optimierung von Bestandsförderung und
Innenentwicklung nicht nur in Stadtumbau-
regionen ist Aufgabe einer kontinuierlichen
staatlichen Ressourcenbewirtschaftung durch
Rechtssetzung. Dies könnte gleichzeitig zu einer
sinnvollen Weiterentwicklung der Property-Rights-
Theorie führen.

6 Gemeineigentum als bodenrecht-
liches Instrument für eine sozial-
und naturverträgliche Ressourcen-
haushaltspolitik

Zunächst muss man sich Klarheit darüber ver-
schaffen, welche Rolle hinsichtlich der Bewirt-
schaftung der Grundflächen die Eigentumsfrage
überhaupt spielt bzw. ob andere Aspekte die
Nutzung der Flächen bestimmen. Dabei könnte
es sich um die Existenz von Bau- und Planungs-
recht handeln, um die Sicherung der Erschließung
bzw. die Auskömmlichkeit der Finanzierungs-
mittel für die Realisierung einer Baumaßnahme.
Vorgebracht wird in der Literatur unter anderem,
dass es im Sinne einer optimalen Flächen-Allo-
kation nicht allein damit getan sein dürfte, an
Stelle der bisherigen privaten Flächeneigen-
tümer zukünftig hoheitliche Rechtsträger zu
platzieren [36].
Die Gegenüberstellung von Privateigentum und

Staatseigentum sei darüber hinaus in dieser
Pauschalisierung wenig aussagekräftig und berge
die Gefahr einer unzulässigen Simplifizierung in

sich [37]. Zwar wird aus dem Verhalten der priva-
ten Grundeigentümer bisweilen die Begründung
für eine defizitäre Wiedernutzung und eine
mangelnde Reallokationsmöglichkeit von Grund-
flächen abgeleitet. Daraus darf einerseits aber
nicht per se geschlossen werden, bei einer Ei-
gentumsträgerschaft durch das Gemeinwesen
seien diese bodenrechtlichen Hemmnisse mit
einem Schlage beseitigt. Andererseits sollte man
insbesondere aus freiwirtschaftlicher Perspek-
tive heraus Folgendes in Erwägung ziehen:
� Eigentum und Nutzung an Grundflächen und
Rohstoffquellen sollten getrennt werden. Denn
nur das Gemeinwesen kann Landeigentümer sein,
wohingegen die Ressourcennutzungsrechte den
privaten und öffentlichen Interessenten/Päch-
tern/Mietern zustehen.
� In der Schweiz wurden folgende Strategien zur
Schaffung von Gemeineigentum diskutiert: Kon-
zessionierungsverfahren (Vergabe der Nutzungs-
rechte auf Konzessionsbasis) sowie Grundflächen-
aufkaufinstrumente. Als problematisch wird hier
die Entschädigungspflicht gesehen, die fällig ist,
wenn die Flächennutzungskonzession nach einer
bestimmten Frist an das Gemeinwesen wieder
zurückfällt. Als Finanzierungsinstrument präfe-
rieren die eidgenössischen Wissenschaftler frei
handelbare Bodenablöseobligationen [38]. Dies er-
innert im Kern an die in Deutschland derzeit
diskutierten „handelbaren Flächenausweisungs-
rechte“.
Ziel des Modells ist es, die Grundrente zu ver-

einnahmen und anschließend an das Gemein-
wesen auszukehren. Allerdings wären in jedem
Falle von der Bevölkerung und nicht zuletzt von
den Sachverständigen anerkannte Marktwerter-
mittlungsmethoden zur realitätsgerechten Be-
wertung des Grund und Bodens gefragt. Dieses
wertermittlungstechnische Erfordernis wird m. E.
nach bislang im Schrifttum deutlich unterschätzt
oder aber zur Sicherheit gar nicht erst behan-
delt.
Insbesondere für das „Freiland“ von Gesell gilt

generell – nicht nur in der Schweiz – die Diag-
nose: Die richtige Bewertung von Grund und
Boden ist ein Schlüsselproblem einer jeden pro-
jektierten Bodenrechtsreform [39]. Außerdem kann
nicht ad infinitum gewährleistet werden, dass
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sich Grund und Boden auf absehbare Zeit nicht
doch erneut in Händen finanzkräftiger Akteure
agglomerieren. Hinzu kommt, dass bei einem
staatlichen Rückkauf von Grundstücken eine
Vielzahl von Privatansprüchen an diesen Res-
sourcen zu berücksichtigen ist.
Unter Umständen hängen an einem Flurstück

der Erdoberfläche mannigfache – nicht selten
konfligierende – Interessen von Investoren, die
sämtlich durch das Areal eine Sicherheit erhiel-
ten. Eventuell sind Flächen auch „übersichert“,
d. h. zu einem wesentlich höheren Wert mit
Grundschulden bzw. Hypotheken beliehen worden,
als man ursprünglich durch ein Marktwertgut-
achten festgestellt hatte. Der Staat müsste diese
Übersicherung dann mit subventionieren, wenn
er den Grund und Boden aufkauft, um ihn an-
schließend zu verpachten oder im Auktionser-
fahren an einen Meistbietenden zu versteigern.

7 Gemeinwirtschaft als boden-
ökonomisches Instrument für eine
sozial- und naturverträgliche
Ressourcenhaushaltspolitik

Die Gemeinwirtschaft stellt den zentralen
Begriff des Art. 15 GG dar [40]. Er gibt nicht nur
dem Zweck der Vergesellschaftung die eigent-
liche Bestimmung, sondern beherrscht außerdem
die Formen der Verwirklichung des Zwecks. Dar-
aus folgt: Vergesellschaftung ist in Deutschland
nicht notwendigerweise verbunden mit der Ver-
änderung in der Trägerschaft des (Privat-)Eigen-
tums. Eine vollständige Umgestaltung der (Pri-
vat-)Eigentumsordnung ist ergo bei Realisierung
des Art. 15 GG nicht erforderlich. Zudem ist die
Förderung privatwirtschaftlicher Organisations-
formen keineswegs ausgeschlossen [41]. Zu den-
ken wäre an Genossenschaften des öffentlichen
Rechts [42], BGB-Gesellschaften oder an Kapital-
gesellschaften, welche nicht dem Erwerbsstreben
unterliegen [43] (z. B. „Volksaktiengesellschaften“
oder Immobilienfonds [44]).
Speziell die Förderung der Wohnungsgenos-

senschaften (auch: Mieterfonds) als gesell-
schaftsrechtliche Organisationsform für die Zur-
verfügungstellung von preisgünstigem Miet-
Wohnraum kann hierbei wichtige Impulse für

die Bestandserhaltung eines Siedlungskörpers
leisten. Auf diese Weise würde sich eine solidar-
gemeinschaftliche Raumnutzung etablieren, die
auch eine Reaktivierung brach liegender Gebiete
oder baulich minder genutzter Liegenschaften
beispielsweise durch genossenschaftlichen (Ge-
schoss-)Wohnungsbau umfasst [45].
Übertragen auf die heutige Situation des von

Stadtum- und Rückbauprozessen gekennzeichne-
ten ostdeutschen Bodenmarkts [46] ist daher die
Aktivierung von Gemeinwirtschafts- und Genos-
senschaftsideen sehr wichtig. Eine Ziel führende
Strategie zur Stärkung kommunaler Selbstver-
waltung (urban governance) kann hier darin be-
stehen, in Zusammenarbeit mit geeigneten Kre-
ditinstituten Wege zur alternativen Finanzie-
rung der Brachflächenreanimation zu beschreiten.
Sinnvoll könnte außerdem die Gründung so

genannter „Kommunaler Baubetriebe“ (Produk-
tivgenossenschaften) sein. Diese müssten indes
selbstverständlich staatliche Sachmittelzuwen-
dungen erhalten, bei der Vergabe gemeindlicher
Aufträge bevorzugt behandelt werden und durch
Geldzuwendungen aus den kommunalen Haus-
halten ihr wirtschaftliches Überleben sicherstel-
len [47]. Denkbare Einsatzgebiete wären beispiels-
weise die Grünflächenpflege, Gebäudereinigung,
Bau- und Denkmalspflege sowie die Altbausa-
nierung.

8 Ausblick: Eingefahrene ressourcen-
haushaltspolitische Gleise sind zu
verlassen

Resümierend muss ein zeitgenössisches Res-
sourcenmanagement gewährleisten, die Land-
nutzung nicht dem „freien Spiel der Kräfte“ zu
überlassen. Dies hat das Bundesverfassungs-
gericht in einer Weg weisenden Entscheidung
bereits in ähnlicher Weise in aller Deutlichkeit
postuliert.
Primär sind eingefahrene flächenhaushalts-

politische Gleise zu verlassen. Man wird sich an-
lässlich der Implementation einer zeitgemäßen
Ressourcenhaushaltspolitik etwas einfallen las-
sen müssen. Letzteres gilt gleich in mehrfacher
Hinsicht, und zwar von der Warte der staatlichen
Steuerung des Grundstücksmarkts aus respektive
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aus der Perspektive der Interessen der privaten
Flächennutzer, namentlich der Wohnungseigen-
tümer. Diese – naturgemäß divergierenden – Be-
lange sind unter einen Hut zu bringen. Gerade vor
dem Hintergrund einer zukunftsfähigen Grund-
flächenressourcenbewirtschaftung zur Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme (größtmög-
liche Schonung des Außenbereichs, innovative
Strategien zur Innen- und Bestandsentwicklung
etc.) müsste die Debatte um die Weiterentwick-
lung der Nutzungs- und Verfügungsrechte ge-
führt werden.
Einerseits kann man es mit Daniel Wachter in

der Tat als „schade“ bezeichnen, dass die Idee
der Trennung von Verfügungs- und Nutzungs-
rechten nie ernsthaft versucht wurde umzuset-
zen. Denn diese Strategie böte schließlich die
Möglichkeit, die Funktionsfähigkeit der Boden-
märkte zu verbessern und die Durchsetzungskraft
des Staates im Bereich der Raumplanung insge-
samt zu erhöhen. Das Gemeinwesen sollte jeden-
falls an Stelle von Privaten über den Grund und
Boden verfügen [48].
Andererseits darf die Analyse an diesem Punkt

nicht stehen bleiben: Wie die obigen Ausfüh-
rungen zu den Schwierigkeiten einer realitäts-
gerechten Wertermittlung von Flächen deutlich
machen, ist die Klärung von Bewertungs- und
Finanzierungsfragen für ein zukunftsfähiges Res-
sourcenmanagement von außerordentlicher Wich-
tigkeit. Tangiert ist damit selbstverständlich das
Geldrecht, welches analog zum Landrecht seiner
Novellierung harrt. Gerade die Vertreter der Frei-
wirtschaftslehre sollten diese hier skizzierten
(fächerübergreifenden) Aspekte der Nutzung von
Grundflächen und Rohstoffquellen zukünftig
verstärkt öffentlichkeitswirksam präsentieren.
Sie müssten m. E. nach vor allem wissenschaft-
lich fundierte sowie praktikabel umsetzbare Vor-
schläge unterbreiten (dies wäre wahrhaft inno-
vative Politikberatung!).
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US-Immobilienblase

„Für eine 80 bis 90 Quadratmeter große Drei-Zimmer-Wohnung in mittlerer Lage in Man-
hattan muss man derzeit etwa 1,2 Millionen Dollar hinblättern. In vielen amerikanischen
Großstädten herrscht Goldgräberstimmung. Angeheizt wird die Hausse durch das bislang
noch relativ billige Geld. ... Für viele Amerikaner ist der Haus- oder Wohnungskauf zur
Geldmaschine geworden. Viele verkaufen ihre Immobilie schon kurz nach dem Erwerb und
freuen sich über satte Gewinne. Immer mehr Volkswirte warnen mittlerweile vor einem
Platzen der Immobilienblase. Die Nervosität von Notenbank und Regierung wächst.“

Andreas Oldag, Pralle Immobilienblase, in: Süddeutsche Zeitung vom 12.4.2005.




